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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 2. April 1993 
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A. Zielsetzung 

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde- 
rung und Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen. 

B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere 
durch Gewährleistung des freien Transfers von Kapital und Erträgen, 
Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent- 
eignungsschutz und Entschädigungspflicht sowie Rechtsweggarantie 
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (41 2) - 651 09 - Ka 78/95 Bonn, den 20. Juli 1 995 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 2. April 1993 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Belarus über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Vorlage ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und vom Auswärtigen 
Amt gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 687. Sitzung am 14. Juli 1995 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 2. April 1993 
zwischen der Bundesrepublik Deutschiand 
und der Republik Belarus 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitaianlagen 


Vom . . . 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 2. April 1993 Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Republik Belarus über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem dazugehörigen Protokoll 
wird zugestimmt. Der Vertrag und das Protokoll werden nachstehend veröffent- 
licht. • 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 und das 
Protokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf 
Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden ganz oder 
zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 
sowie gleichzeitig das Protokoll in Kraft treten. Im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe- 
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es sich um 
einen Rechtsrahmen handelt, der über den In der Bundesrepublik Deutschland 
ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Belarus 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

Aarasop 

nawiK cbeflopaTbiyHaPi PacnyöniKaPi repwaHin 
i PacnyöniKaii Benapycb 

aö caflseMHinaHHi a>KbiLmnyneHHK) i ysaeMHaii axoee iHBecTbiuibiM 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Belarus 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten auf der Grundlage der Gleichberechtigung und 
des beiderseitigen Vorteils zu vertiefen. 

In dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Investoren des einen Staates im Hoheitsgebiet des anderen 
Staates zu schaffen. 

In der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, alle Formen der 
wirtschaftlichen Initiative, insbesondere Im Bereich der privaten 
unternehmerischen Tätigkeit zu stärken und den Wohlstand 
beider Völker zu mehren - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 

Art, insbesondere, aber nicht ausschließlich 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Vermö- 
genswerten sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypothe- 
ken und Randrechte; 

b) Anteilsrechte an Unternehmen und andere Arten von Be- 
teiligungen an Unternehmen; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Urhe- 
berrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche Mu- 
ster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know-how 
und Goodwill; 

e) Konzessionen einschließlich Aufsuchungs- und Gewin- 
nungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 

werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 


OeflspaTbiyHaR Pacnyö/ilKa FepMaHiR 
i 

PacnyöniKa Benapycb, 

>KaflaiOMw nar/ibiö/iRL^b sKaHaMiMHae cynpai^oyHii^TBa nawi^K 
ASBiowa A3Rp)KaBaMi Ha acHoae payHanpayn I yaaeMHaii 
BbiraAb«, 

iMKHyHblCfl CTBapblL^b CnpblRHbHblR yWOBW ARR 
a>Kbn4ARyneHHR iHBecTbii^biH iHBecrapay aAHon pßf\p)KaBb\ Ha 
TapbiTopbii iHtuan A3^P>KaBbi, 

ycBeAawjiRiOHbi, ujto caAseHHinaHHe eoKbii^i^Ry/ieHHio i A^ra- 
BopnaR axoBa rarbix iHBecTbiAbiH Moryi^b yMai^aBai^b yce (t)opMbi 
aKanaMlMHaH iniAbiRTbiBbi, y npbiBaTHaci^i, y ran ine npbiBaTHan 
npaAnpbiManbHiAKaH A^e^HacAi, i naMHOKbii^b ßßöpaöba 
aöoAByx napoAay, 

AaMOBinicR aö Hl^amafißflßenbiM: 

ApTWKyn 1 

flnR M3T AaAseHara ßßraaopa: 

1. xapwiH "iHBecTWAwi" axonnlaae yce bIaw MaöMacHwx 

KaujToyHaci 4 eM, y npbiBarHacAi, ane ne BbiKjiiOMHa: 

a) MaöMacAb y BbrrjiRA36 pyxoMan i nepyxoMan MaeMacAi, a 
TaKcaMa iHLUbm MaeMacHbiR npaebi, TaxiR rk inaTSHHbiR 
npaBbi i npaBbi sanory; 

6) npaBbi Ha AO^^abi yA3e^ i iHUJbiR ctx>pMbi yA3e/iy y 
npaAnpbieMCTBax; 

b) npaea naxpaöaBaHHR na rpauiOBbix cpoAKax, Bbixapbic- 
TaHbix A^R CTBapaHHR SKaHaMiMHbix KauiToynaci^eii, i^l 
nacjiyrax, rkIr waioi^b aKanaMiMHyio KaiuToynaci^b; 

r) npaBw iHTaneicryanbHaM MaöMact^i, TaxiR rk, y npw- 
BaxHaci^i, ayxapCKiR npaBW, naxanxbi, KapwcHWR 
MaA3/ii, npaMbic/iOBbiR ysopbi i MaAs/ii, xaeapHbiR snaKi, 
Ct^ipMeHHblR HaSBbI, BbIXBOpMblR \ KaMepi^blHHUR XaHHbl, 

xaxHanoriR, ”Hoy-xay” i "ryAai^“; 

A) KaH43cli, yKJiiOMaiOHbi KaHi43cii na paaaeAKy i SAaöbiny 
npbipoAHbix pacypcay; 

SMRHeHHe BiAy yKRaAaHHR MaeMacHbix KaujxoyHaci^eM ne 

saKpanae ix y/iaci^iBacAi rk iHBecxbii^biH; 
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2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Investor** 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

- natürliche Personen, die Deutsche im Sinne des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland 
sind, 

- Gesellschaften, das heißt jede juristische Person so- 
wie jede Handelsgesellschaft oder sonstige Gesell- 
schaft oder Vereinigung mit oder ohne Rechtspersön- 
lichkeit, die ihren Sitz im Hoheitsgebiet der Bundesre- 
publik Deutschland hat, gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf 
Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

b) in bezug auf die Republik Belarus: 

- natürliche Personen, die gemäß dem Gesetz der Re- 
publik Belarus über die Staatsangehörigkeit Staatsan- 
gehörige der Republik Belarus und berechtigt sind, 
Kapitalanlagen vorzunehmen, 

- juristische Personen, die Ihren Sitz im Hoheitsgebiet 
der Republik Belarus haben, dort registriert sind und 
berechtigt sind, Kapitalanlagen vorzunehmen; 

4. umfaßt der Begriff „freier T ransfer“: 

a) Umtausch der in Landeswährung der Vertragspartei anfal- 
lenden Beträge In konvertierbare Währung und die an- 
schließende Ausfuhr dieser Beträge in frei konvertierbarer 
Währung; 

b) Ausfuhr von in frei konvertierbarer Währung als Ergebnis 
einer Wirtschaftstätigkeit anfallenden Geldbeträgen. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapitalanla- 
gen von Investoren der anderen Vertragspartei nach Möglichkeit 
fördern und diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung mit ihren 
Rechtsvorschriften zu lassen. Sie wird Kapitalanlagen in jedem 
Fall gerecht und billig behandeln. 

(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet in keiner 
Weise durch willkürliche oder diskriminierende Maßnahmen be- 
einträchtigen. 

(3) Kapitalanlagen von Investoren der einen Vertragspartei, die 
in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der anderen Ver- 
tragspartei in deren Hoheitsgebiet vorgenommen sind, genießen 
den vollen Schutz des Vertrags. 

Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Vertragspartei oder Kapitalanlagen, an denen 
Investoren der anderen Vertragspartei beteiligt sind, in ihrem 
Hoheitsgebiet nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eige- 
nen Investoren oder Kapitalanlagen von Investoren dritter Staa- 
ten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Investoren der anderen Ver- 
tragspartei hinsichtlich ihrer Betätigung im Zusammenhang mit 
Kapitalanlagen in ihrem Hoheitsgebiet nicht weniger günstig als 
ihre eigenen Investoren oder Investoren dritter Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die eine 
Vertragspartei den Investoren dritter Staaten wegen ihrer Mitglied- 


2. TepMiH "flaxoflbi" asHanae cyMW, arpbiMaHbifi sa naynbi 

nepbi«A y BbiHiKy iHBecTWMbiM, xaKifl ak floni npwöbiTKy, 

AblBiflSHAbl, npai43HTbl, niM3H3iMHblfl l\\ iHUJbIfl BbinnaTbi; 

3. T3pMiH "iHBecrapbi" asHanae: 

а) y aflHociHax fla OeflapaTbiyHaw PacnyöniKi FepMaHifl: 

- (t)i3iHHbifi acoöbi, ujTO s’nynflioLiLia HeMitaMi y 
aAnaaeAHacMi 3 AcHoyHbiM saKouaM OeAaparbiyHaH 
Pacnyö/iiKi FepMaHiji; 

~ TaBapbicTBbi, r.3. nK)6aq lopbiAbiHHafi acoöa Mi 
raHAnöBae TaaapbicTBa, iHiubin TaaapbicTBbi qi 
aö’RAHBHHi 3 npaaaM lopbiAbiHHaM acoöbt qi öea $?ro, 3 
MecMaM pa3MflUjH3HH5i Ha T3pbiTopbii OeABpaTbiyHan 
PacnyöniKi FepMaHifl, Heaa/ie^KHa aA Taro, 
HaKipaBaHan ix AsenHacMb Ha arpbiMaHHe npbiöbiTKy 
Mi He; 

б) y aAHOcinax Aa Pacnyö/iiKi Benapycb: 

- cJjiaiHHbifl acoöbi, hkIh 3’ny/wiOMMa rpaMaASHHaMi 
Pacnyö/iiKi Benapycb y aAnaeeAHacMi 3 SaKonaM 

, PacnyöniKi Be/iapycb aö rpaMaASHHCTee i MaiOMb 
npaea na a>KbiMM«y/ieHHe iHBecTbiMbiHHaii 
AseHHacMi; 

- »opbiAbiMHbiH acoöw, hkIh paoMeiuMaHw i 
3ap3ricTpaBaHbi na TOpbiTopbil Pacnyö/iiKi Be/iapycb 
i npaeaMOMHbiH a>KbiMM«y/iHMb iHBecTbiMbiiiHyK) 
AseiiHacMb; 

4. T3pMiH "cBaöOAHbi TpaHccjDep" yK/iK)Mae: 

а) aÖMOH cyM, hkIh arpbiMaHbi y HaMbiHHa/ibHan eaniOMe 
flaraeopHara BoKy, y ceaöOAHa KaHBepcaBanyio ea/noxy 
i A^^ö^ajbi nepaBOA rexbix cywi y CBaöOAHa 
KaHBepcaBanan BaniOMe; 

б) nepasoA cyM, hkIh arpbiMaHbi y ceaöOAHa KaHBepcaea- 
Han Ba/iK)Me ysbinlKy racnaAapHaii AseMHacMi. 

ApTbiKyn 2 

1. Ko>KHbi 3 flaraBopHbix BaKoy na Mepbi MarnbiMacMi öyAse 
caAseMHinaMb na caaew TopWTOpbii iHBecTWMbiHM iHBecrapay 
iHiuaraflaraBopnara BoKy i öyAse AanycKaMb roTbiH iHBecTbiMWi 
y aAnaeeAHacMi ca caaiM oaKanaAaycTBaM. Eh y kokhwm 
B binaAKy öyAse aöbixoASiMM^t 3 iHBecTWMbifiMi ca yceft 
cnpaBHAiiiBacMK). 

2. Hi aA3iH 3 flaraBopHbix BaKoy na CBaen repbiTopbii hIhkIm 
M bfHaM He öyAse a6M5i>KoyBaMb iHBecrapay iniuara flaraeopnara 
BoKy y KipaeaHHi i pacnapaA>K3HHi ix iHBecruMbiHMi, a raKcaMa 
y ix npbiMf^HeHHi i BbiKapbicraHHi uu/iHxaM npbiHHMM^ 
aABonbHbix Mi AbiCKpbiMinaMbiHHbix Mep. 

3. iHBecTbiMbii IHBecrapay aAuaro flaraeopHara BoKy, hkIh 
a>KbiMMeyJieHb( y aAnaeeAHacMi 3 aaKanaABycreaM iHUjara 
flaraeopnara BoKy na «ro repwropbii, snaxoASHMMa naA axoeafi 
ABA^öHara flaraeopa. 

AprwKy/i 3 

1. Ko>KHbi 3 flarasopHbix BaKoy saöHcneHBae na ceaeii ra- 
pbiropbii y aAHOCinax ab iHsecrbiMbiH, »Kin snaxoASHMMB y 
noynaw m* AO-neeaM ynacnacMi iHBecrapay iniuara flaraeopnara 
BoKy, p3>KbiM ne Meniu cnpbin/ibHbi, mwm y aAHocinax ab ineec- 
TbiMbiM yjiacHbix iHBecrapay Mi insecrapay rpoMix A3Hp>Kay. 

2. Ko>KHbi 3 flaraBopHwx BaKoy saöflcneneae na ceaen 
rapbiropbii y aAHocinax ab iHBecrapaJ inujara flaraeopnara 
BoKy y rwM, luro ABrwMbiMMB ix flseMHacMi y cyenai 3 ineec- 
rbiMbWMi, p3>KbiM ne Meniu cnpbinnbHbi, mwm y aAHocinax ab 
ynacHbix ineecrapay Mi iHBecrapay rpoMix A3Hp>Kay. 

3. Terbi p3>KbiM ne pacnayciOA>KBaeMMB na Jibrorw i npbiei/iei, 
HKin aA3iH 3 flaraeopnbix BaKoy npaABcray/ine ineecrapaM 
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Schaft in einer Zoll- oder Wirtschaftsunion, einem gemeinsamen 
Markt oder einer Freihandelszone oder wegen ihrer Assoziierung 
damit einräumt. 

(4) Die In diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die eine Vertragspartei den Investoren 
dritter Staaten aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens 
oder sonstiger Vereinbarungen über Steuerfragen gewährt. 


Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei genie- 
ßen im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vollen Schutz 
und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei dürfen 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei nur zum allgemeinen 
Wohl und gegen Entschädigung enteignet, verstaatlicht oder an- 
deren Maßnahmen unterworfen werden, die in Ihren Auswii1<un- 
gen einer Enteignung oder Verstaatlichung gleichkommen. Die 
Entschädigung muß dem Wert der enteigneten Kapitalanlage 
unmittelbar vor dem Zeitpunkt entsprechen, in dem die tatsächli- 
che oder drohende Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichba- 
re Maßnahme öffentlich bekannt wurde. Die Entschädigung muß 
unverzüglich geleistet werden und Ist bis zum Zeitpunkt der Zah- 
lung mit dem üblichen bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; sie 
muß tatsächlich verwertbar und frei transferierbar sein. Späte- 
stens im Zeitpunkt der Enteignung, Verstaatlichung oder ver- 
gleichbaren Maßnahme muß in geeigneter Weise für die Festset- 
zung und Leistung der Entschädigung Vorsorge getroffen sein. 
Auf Antrag des Investors werden die Rechtmäßigkeit- der Enteig- 
nung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme und die 
Höhe der Entschädigung in einem ordentlichen Rechtsverfahren 
nachgeprüft. 


(3) Investoren einer Vertragspartei, die durch Krieg oder sonsti- 
ge bewaffnete Auseinandersetzungen, Revolution, Staatsnot- 
stand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden von dieser Vertrags- 
partei hinsichtlich der Rückerstattungen, Abfindungen, Entschädi- 
gungen oder sonstigen Gegenleistungen nicht weniger günstig 
behandelt als ihre eigenen Investoren oder Investoren dritter 
Staaten. Solche Zahlungen müssen frei transferierbar sein. 


Artikel 5 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Investoren der anderen 
Vertragspartei den freien Transfer der im Zusammenhang mit 
einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, insbesondere 

a) .des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der*Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 


Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Investoren Zahlungen auf- 
grund einer Gewährleistung für eine Kapitalanlage im Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei, so erkennt diese andere Ver- 
tragspartei, unbeschadet der Rechte der erstgenannten Vertrags- 
partei aus Artikel 10, die Übertragung aller Rechte oder Ansprü- 
che dieser Investoren kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsge- 


rpaqix flsap^Kay y cyensi 3 nro y^aenaM y MbiTHbiM ql 
3KaHaMiHHbiM caiose, arynbHbiM pbiHKy i\\ 30He ceaöo/i^Hara 
raHA/iK) qi y cyeqai 3 qro acaqbiqqbiqii 3 Imi. 

4. PsjKbiM, qKi npaflacTaJ^nqeqqa y aflnaeeAHacqi 3 
flaflaeHbiM AprbiKynaM, He pacnaycK)A>KBaei 4 i 4 a Ha jibroTbi, 
qKlq a^aiH AsiraeopHbi Bok npaAacraynqe ineecTapaM rpaqix 
A3qp>Kay na naflCTaee naraflHennq aö naaöqranni nafleoeHara 
naflaTKaaöKiiaAaHHq qi inujbix AaMoynenacqeH na naflaTKaebix 
nwraHHqx. 

ApTbiKyn 4 

1. iHsecTbiqbii iHBecrapay aflnaro flaraBopnara Boxy na 
TapbiTopbii tHLuara A^raBopnara Boxy Kapbicraioqqa noynan 
axoBan i öqcneKan. 

2 . ßß iHBecTbiqbiH iHBecrapay aAHaro /!)araBOpHara BoKy 
Moryqb 6 bii\b npbinqrbi Mepbi na npbtMycoBan KaHc})icKai4bii, 
HaqbiqHa/iiaaMbii qi iniubiq Mepbi, ana/iariHHbiq na ceaix 
BbiHiKax npbiMycoBan KaHc})icKaMbii qi HaLtbiqHaniaaqbii, na 
TspbiTopbri iHiuara flaraeopnara Boxy ro/ibKi y rpaMaflCKix 
inrapacax i 3 Bbinnaran KaMneHcaqbii. KaMneHcaqbiq naeinna 
aAnaeq^aüb Bapracqi KanctDicKaeaHbix iHBecrbiqbiH, 
Bb( 3 HaHaHaH nenacpsAHa nepa^ MOManraM, Kani ac})iqbiHHa 
crana eq^oMa aö cJsaKTbiHHa a>KbiqqeyneHbix Mepax 14! qKiq 
Moryqb aAöbiqqa na npbiMycoeaH KaH 4 )icKaMbii, 
Haqbiqnaniaaqbii 14! Mepax 3 ananarinnbiMi BbiniKaMi. 
KaMneHcaL4biq naeiHHa Bbin/iaHBauAa HeaAKiia^Ha i pß 
MOManry qe Bbinnarbi na cyMy KaMneHcaqbii naniHBaioqqa 
öaHKaycKiq npai 43 HTbi y aAnaeeAHacqi 3 pßetOHaih npaqaHTHaH 
CTa^Kan; qna naeiHHa öbiqb ceaöoAHa rpaHcctDepbipyeMan i 
ceaöoAHa BbiKapbicToyBat4t4a. He naanen MOManry 
a>Kbt(4L4qyjieHHq npuMycoeaH Kani^icKaqbii, Hai4biqHajii3ai4bii i\\ 
Mepbi, ana/iariHHaH Im na ceanMy xapaicrapy, naeineH öbiqb 
ycranoyneHbi napa^ax BbianaHSHHq cyMbi i Bbinnarbi 
KaMneHcaqbii. npaeaMepHacqb soKuqL^yneHHq npbiMycoBan 
KaHcbicKaqbii, HaMbiqHaniaaqbii 141 Mepbi, ananariHHaH iM na 
ceaHMy xapaKrapy, a raKcaMa naMep KaMneHcaqbii 
paarnqAaioqqa na narpaöaeaHHio ineecrapa y aAnaeeAHbix 
cyAOBbix iHcraHi4biqx. 

3. iHBecrapaM aAHaro AaraeopHara Boxy, qxiq nanecni 

crparbi na ceaix ineecrbiqbiqx na rapbtropbii iniuara ^araeop- 
Hara Boxy 3 npbiMbiHbi eannbi 141 inuibix ysöpoenbix cyrbiKHen- 
Hqy, paeanioLtbii, HaA 3 BbtHaHHara craHOBiujHa 14! öynry, öy^ae 
npa^acrayneHbi rarbiM /ilaraeopHbiM BoxaM p 3 >KbiM ne MeHiu 
cnpbiqnbHbi J aflHocinax pß naKpwqqq crpar, aflcrynnbix cyM, 
KaMneHcaqbii i4i iHUJbix Bbinnar, HbiM pa ynacHbix iHBecrapay t 
iHBecrapay rpaqix Farbiq cyMbi naeiHHbi öbiqb 

ceaöoAHa rpancctiepbipyeMbiMi. 

AprbiKyn 5 

KojKHbi 3 flaraeopHbix Baxoy rapanrye ineecrapaM iniuara 
Aaraeopnara Boxy ceaöOAHbi rpanccfiep nnai 4 q>Koy y cyeqsi 3 
iHBecTbiqbiqMi, y npbiBarHacql: 

a) Kanirany i A^AarKOBbix cyM A^q naArpbiMannq 14 ! 
naeeninaHHq aö’ÖMy iHBecrbii 4 biH; 

6) flaxofla?; 

b) cyM, qKiq BbinnaHeaioAAa y naraiusHHe naabiK; 

r) BwpyHKi, qKaq yanlKae y cyeqai 3 nojHaw qi nacrKOBaw 
niKBiAaMbiqn 14 ! npoAa>KaM iHBecrbiqbiH; 

A) KaMneHcaitbii, qxaq npaAyrneA>K ana y aprwKyne 4 
AaAaenara Aaraeopa. 

AprbiKyn 6 

Kani aA3iH 3 A^caeopHbix BaKoy a^Kbiqqqynqe Bbinnary cyM 
ceaiM ineecrapaM na naAcraee rapaHrbii iHBecrbiqbin, a>Kbii4- 
qöJ^neHbix na rapbiropbii iniuara Aaraeopnara BoKy, ro rarbi 
iHUJbi AaraeopHbi Bok, ne saKpanaioHbi npaeoy nepmara Aara- 
BOpnara BoKy, luro BUHiKaioAb 3 aprbiKyna 10 AaAaenara 
Aaraeopa, 6yA3e npbisHaBaqb y ciny saKona qi Aaraeopa 
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Schafts auf die erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die 
andere Vertragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspar- 
tei in alle diese Rechte oder Ansprüche (übertragene Ansprüche) 
an, welche die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang 
wie ihr Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt Ist. Dies schließt 
die Rechte des Investors nach diesem Vertrag mit ein. 


Artikel 7 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absatz 2 oder 3 oder Arti- 
kel 5 erfolgen unverzüglich zu dem jeweils gültigen Kurs. 

(2) Der Umtausch der Landeswährung der Vertragspartei In frei 
konvertierbare Währung erfolgt auf dem Devisenmarkt der Ver- 
tragspartei zu dem zu diesem Zeitpunkt dort geltenden Markt- 
kurs. 

(3) Dieser Kurs darf nicht wesentlich von dem Kreuzkurs (cross 
rate) abweichen, der sich aus denjenigen Umrechnungskursen 
ergibt, die der Internationale Währungsfonds zu dem In Absatz 2 
genannten Zeitpunkt Umrechnungen der betreffenden Währun- 
gen in Sonderziehungsrechte zugrunde legen würde. 


Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Investoren der anderen 
Vertragspartei eine günstigere Behandlung als nach diesem Ver- 
trag zu gewähren ist, so geht diese Regelung dem vorliegenden 
Vertrag insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Investoren der ande- 
ren Vertragspartei in Ihrem Hoheitsgebiet übernommen hat. 


Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt nach seinem Inkrafttreten auch für Kapital- 
anlagen, die Investoren der einen Vertragspartei in Übereinstim- 
mung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in 
deren Hoheitsgebiet schon vor dem Inkrafttreten dieses Vertrags 
vorgenommen haben. 

Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragspar- 
teien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden Ver- 
tragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, der 
von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestellen 
ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
Innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Ver- 
tragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsver- 
schiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs bit- 


nepaflany nepiuaMy flaraeopHaMy BoKy yclx npaeoy Mi narpa- 
öaeaHHqy rsTbix iHBecrapay. Axpaviq Taro, iHUJbi flaraeopHbi 
Bok npbiSHae ycrynneHHe nepiuara AaraeopHara Boxy ea yce 
rsTbin npaBbi Mi naTpaöaeaHHi (nepa/^aASOHbiq npaBbi 
narpaöaBaHHn), 9\k\9\ nepiubi AaraeopHbi Bok Mae npaea 
aMbiMM^yrwMb Y tbim xca aö’öMe, luto aro nannpsflniK na npaey. 
fsTa yKHiOHae i npaea iHBecrapa y aflnaaeflHacMi 3 flaflsenbiM 
AaraBopaM. 

ApTbiKy/i 7 

1. TpaHc4}ep nnaMfl)Koy, sasHanaHbix y nyHKiax 2 aöo 3 
apTbiKyjia 4 I y apTbiKy/ie 5 öyflse a>KbiMM^yJi«MMa HeaflKnaflHa 
na a^naBe/^HbiM pße\o^hm Kypce. 

2. Aömbh HaMbinHa/ibHaM BaxiK)Tbi A^caBOpHara BoKy y CBa* 
öoflHa KaHBepcaeaHyio eaniOTy a>KblMM^y^«e^^a na ne 
BaniOTHbiM pbiHKy na flsefOHbiM na rsTbi MOMaHT pbiHanHbiM 
Kypce. 

3. fSTbi Kypc He naBineH icTOTHa aflposHißaMMa afl cy- 
MnujHa/ibHara Kypca (cross rate), luto BbiHiKae 3 tbix 
pas/iiKOBbix Kypcay. nKin Mi>KHapo/;Hbt BaniOTHbi cpoH/^ysny 6bi 
sa acHOBy nepapasniKy aflnaBeflHbix BaniOT y cneMbinnbHbin 
npaBbi sanasbiHaHHn y momsHt, sasHanaHbi y nyHKi^e 2 rsTara 
apTbiKy/ia. 

ApTbiKy /1 8 

1 . Kani 3 saKaHa/^aycTBa a/^Haro AaraBopHara BoKy m' MixcHa- 
po^Ha-npaBaBbix naraAHeHHny, icHyioHbix naMi>K AaraBopHbiMi 
BaKaMi paaaM 3 f\aflßeHh\M AaraBopaM m' aaKmonaHbix iMi y 
öyflyHbiM, BbiHiKae ary/ibnae t\\ cneMbin/ibnae nana>K3HHe, 
aroflHa 3 hkIm iHBecTbiMwi ineecTapay iHuiara Aaraeopnara 
BoKy KapbicTaiOMM^ Öonbuj cnpbinnbHbiM paxcbiMaM, hbim na 
f\aßßeHaMy A^raeopy, to TaKoe naiia>K3HHe 6y/^3e MeMb 
nepaeary na^ naiia>K3HHnMi pßflßenara Aaraeopa y toh sacTMbi, 
y BKOH HHO Öo/ibLU cnpbin/ibHae. 

2. Ko>KHbt 3 A^raBopHbix BaKoy öyßße npbiTpbiM/iiBaMMa /ito- 
6ora iHLuara aOaenaaMenbCTBa, nKoe öh npbinny na cnöe y 
aflHocinax f\a iHBecTbiMbiM ineecTapay iniuara A^iraBopnara 
BoKy Ha CBaen TSpbiTopbii. 

ApTbiKyn 9 

AaflseHbi AaraBop flsetiHiHae nacnn nro ycTynriennn y ciny 
TBKcaMay aAHOCinax/^a iHBecTbiMbiM, nKinÖbi/ii soKbiMM^y^^Hbi 
iHBecTapaMi aAnaro A^raBopnara BoKy y aAnaaeAHacMi 3 
aaKanaflaycTBaM iniuara AaraBOpnara BoKy na nro TSpbiTopbii 
nLUH3 Aa ycTyn/ieHHB y ciny /^a^aeHara Aaraaopa. 

ApTbiKyn 10 

1. CnpSHKl naMi)K aÖoflByMa A^raBOpHbiMi BaKaMi aö Tny- 
MansHHi Mi npbiMnneHHi flaflaenara A^iraBOpa öyflyMb 
BbipaLuaMMa> na MarnbiMacMi, Vpa/^aMi aöo/^Byx A^raBopHbix 
BaKoy. 

2. Kani cnpasKa ne Mo>Ka öbiMb yparynnBana TaKiM lunnxaM, 
TO na naTpaöaBaHHi aflnaro 3 AaraBopnbix BaKoy nna ne- 
pa^aeMM^ na paiusHHe TpaMencKara cy^a. 

3. TpaMencKi cyfl CTBapaeMM^ Koxcnara KanKpaTHara 
BbinaflKy, npwHbiM koxchw AaraBopnbi Bok Haananae na aflHaMy 
nneny TpaMencKara cy^a, I aöoflBa Hnenbi TpaMencKara cyfla 
cyMecHa ^aMaynmoMM^ KaH^bi/^aTyphi rpaMa^anniHa TpaM^H 
/^3np>KaBbi, BKi Vpa/^aMl aöoAByx A^raBopHbix BaKoy 
nphiananaeMMa y «KacMi CTapujbini TpaMOHCKara cyfla, Hnenbi 
TpaMancKara cyf\a naBinnbi öbiMb HasHanaHbi na npaitnry pßyx 
MecBMay, a CTapiubinn TpaMencKara cyfla - na npannry Tpox 
MecBMay 3 MOMaHTy, Kani aflsin 3 A^raBopHbix BaKoy 
naBe^aMiMb inujaMy A^raBOpnaMy BoKy a6 CBaiM naMepbi 
nepa/^aMb cnpsHKy na BbipaLuanne TpaMencKara cyAa. 

4. Kani TSpMiHbi, aasnanaHbin y nynKMe 3 flaflaenara ap- 
TbiKyna, ne öyAyMb BbiTpbiManbi, to npbi aAcyrnacMi iniljaM 
AaMoynenaCMi koxchw 3 AaraBOpHbix BaKoy Moxca aenpHyMMa Aa 
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ten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragspar- 
teien oder Ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang nächst- 
folgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsangehö- 
rigkeit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Sei- 
ne Entscheidungen sind endgültig und bindend. Jede Vertrags- 
partei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in 
dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns 
sowie die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragspar- 
teien zu gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine 
andere Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsge- 
richt sein Verfahren selbst. 


(6) Mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 Absatz 1 des 
Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investi- 
tionsstreltigkelten zwischen Staaten und Angehörigen anderer 
Staaten, kann das vorstehend vorgesehene Schiedsgericht inso- 
weit nicht angerufen werden, als zwischen dem Investor einer 
Vertragspartei und der anderen Vertragspartei eine Vereinbarung 
nach Maßgabe des Artikels 25 des Übereinkommens zustande 
gekommen ist. Die Möglichkeit, das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht im Fall der Nichtbeachtung einer Entscheidung 
des Schiedsgerichts des genannten Übereinkommens (Artikel 27) 
oder im Fall der Übertragungs kraft Gesetzes oder aufgrund 
Rechtsgeschäfts nach Artikel 6 dieses Vertrags^anzurufen, bleibt 
unberührt. 


Artikel 11 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Investor der ande- 
ren Vertragspartei sollen, soweit möglich, zwischen den Streitpar- 
teien gütlich beigelegt werden. Sie können auf Verlangen des 
Investors dem zuständigen Gericht der Vertragspartei, auf deren 
Hoheitsgebiet die Kapitalanlage belegen ist, unterbreitet wer- 
den. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Investors der anderen Vertragspartei einem 
Schiedsverfahren unterworfen. Sofern die Streitparteien keine 
abweichende Vereinbarung treffen, wird die Meinungsverschie- 
denheit einem Schiedsverfahren im Rahmen des Übereinkom- 
mens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investitionsstreitig- 
keiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten un- 
terworfen. 

(3) Der Schiedsspruch ist bindend und unterliegt keinen ande- 
ren als den in dem genannten Übereinkommen vorgesehenen 
Rechtsmitteln oder sonstigen Rechtsbehelfen. Er wird nach inner- 
staatlichem Recht vollstreckt. 

(4) Die an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds- 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der Investor der 
anderen Vertragspartei eine Entschädigung für einen Teil des 
Schadens oder den Gesamtschaden aus einer Versicherung er- 
halten hat. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 


CTapujbiHi Mi>KHapoAHara cy^a AAH 3 npocböaü a^Kbu^i^neiLib 
Hea6xo/]\Hbin npusHanaHHi. Kani crapiubiHn Mae rpaMa/^snHCTea 
a^Haro 3 flaraeopHbix BaKoy Mi iHuian npbiMbiHa nepaiuKaA^Kae 
nMy a)KbiMMnBiMb npbi3HaH3HHi, to rarbin npuaHanaHHi 
a^KWMMflynniOMMa nro HaMecHiKaM. V twm BwnaflKy, Kani i 
HaMecHiK crapujbiHi Mae rpaMa^anHcrea a^Haro 3 /taraeopHbix 
BaKoy Mi öh naaöayneHbi MarnbiMacMi A^aMHinaMb, to 
npb)3HaH3HHi a>KbiMM^BiMb HacrynHbi na HbiHy Hnen 
Mi>KHapoAHara cyAa> nKi ue Mae rpaMaAanHCTsa aAHaro 3 
/taraeopHbix BaKoy. 

5. TpaMeiicKl cyA BWHOciMb ceae paujSHHe öonbiuacMK) ra- 
nacoy. raia paujSHHe KaHHaiKoeae i Mae aöaBnaKOByio ciny. 
Ko>KHbi 3 /taraeopHbix BaKoy Hnce BbiAaTKi, uito aenaaHbin 3 
AseiiHacMio npbi3Ha4aHara im Mneua rpaMe^cKara cyAa, a raK- 
caMa na ceaMMy npaAcrayHiMTey y apöirpaxcHbiM npaMSce; Bbi- 
AaTKi, 3Bn3aHbin 3 A3eMHacMK> CTapuibiHi TpaMeiicKara cyAa, a 
TaKcaMa iHiubin BbiAaTKi A^raBopHbin BaKi uncyMb y poyHbix 
Aonnx. TpaMeüCKi cyA MO>Ka npuHBMb pamaHHe aö iHLUbiM 
yparynnBaHHi nwTaHHn aö HnceHHi BWAaTKay. Ra ycix 
acTaTHix nwTaHHnx TpaMOiiCKi cyA BbiBHanae napaAaK caaew 
npaMbi caMacToüHa. 

6. 3 yniKaM nana>K3HHny nyHKTa 1 apTbiKyna 27 KaHseHMbil 
aö napaAKy BbipaujBHHn iuBecTbiMbiiiHbix cnpanaK naMixc 
A3np>KaBaMi i 3aMe>KHbiMi acoöaMi aA 18 caKaBiKa 1965 roAa 
3BapOT Aa 3a3HaHaHara y AaASöHWM apTWKyne TpaMoiiCKara 
cyAa HOMarHbiMbi y TbiM BunaAKy, Kani naMixc iMBecTapaM 
aAHaro /taraBopHara BoKy i iHUibiM ßaraBopHbiM BoKaM 
AacnrHyra A^MoyneHacMb y aAnaeeAHacMi 3 apTbiKynaM 25 
F^HseHMbii. fOTbiM He saKpaHaeMM^ MarnuMacMb seapoTy Aa 
3a3Ha4aHara y A^3eHbiM apTbiKyne TpaMeücKara cyAa y 
BbinaAKy HeBbiKaHaHHn panjOHHn TpaMeücKara cyAa, nKi 
AseMHinae y aAnaeeAnacMi 3 eaaHanaHaM KaneeHMbiqM 
(apTbiKyn 27), aöo y BbinaAKy nepaAaHw npaBoy y ciny aaKona 
Mi Ha naACTaae nana>K3HHqy apTWKyna 6 A3A3eHara 
/liaraBopa. 

ApTWKyn 11 

1. Cnp3HKi aAHOCHa iHaecTbiMbiM naMi>K aAHbiM AaraeopHbiM 
BoKaM i iHsecTapaM iHiuara AaraBopnara BoKy na MarnbiMacMi 
naBiHHbi perynqBaMMa yAaenbHlKaMi cnp3HKi Apy^anioöHbiM 
cnocaöaM. Fla naTpaöaaaHHi iHaecTapa qnbi MoryMb öbiMb 
BbiHeceHbi Ha paarnqA aAnaeeAnara cyAa Taro 3 A^raBopHbix 
BaKoy, Ha T3pbiTOpbii qKora a>KbiMMäyneHa iHBecTbiMbiq. 

2. Kani cnpoHKa ne Mo>Ka öwMb yporynqBaHa na npaM^ry 
luacMi MecqMay 3 MOMaHTy 3aqBbi aö eü aAHWM 3 öaKoy, to na 
naTpaöaaaHHi insecTapa inmara flaraeopHara BoKy qna nepa- 
AaeMMa na paiuoHHe TpaMeücKara cyAa. Kani öaKi-yAsenbHiKi 
cnp3HKi He AaMaynqiOMM^ aö iniijaH npaMBAVP*^* 'to cnp34Ka 
öyA3e pa3rnqAaMM3 y TpaMeiiCKiM cyA3e y aAnaeeAHacMi 3 
KaHBeHMbiqü aö napaAKy BbipaiiJ3HHq iHBecruMbiüHbix cnpenaK 
naMi>KA3qp>KaBaMi i rpaMaAaqnaMi iHLijbiXA3qp>KayaA 18 caKa- 
BiKa 1965 r. 

3. Pauj3HHe TpaMeücKara cyAa Mae aöasqaKOByio ciny i ne 
naAnqrae HiqKaMy iHUjaMy a6cKapA>KaHHio aa BbiKmoHOHHeM 
BbinaAKay, ujto npaAyrneA>KaHbi HaaBanaii KanBeHMbiqn. 
PamaHHe npbiBOA3iMMa y BbiKanaHHe y aAnaaeAnacMi 3 
HaMbiqnanbHbiM aaKanaAaycTBaM. 

4. y nac TpaMencKara paaöopy Mi BbiKanannq paujannq 
TpaMBHCKara cyAa flaraBopHW Bok, qKi yAaenbHinae y cnp34Mbi, 
He 6yA3e BbinyMaMb y qKacMi apryMSHTa Toe, ujto ineecTap 
iHUjara flaraeopnara BoKy aTpwMay nacTKOByio m* noynyio 
KaMneHcaMbiK) 3a nanecenbiq CTpaTbi na Aaraeopbi 
CTpaxaeaHHq. 

ApTbiKyn12 

AaA3eHb} Aarasop pßemlnae He3ane>KHa aA naqynacMi aöo 
aAcyrnacMi naMi>K aöoAByMa AaraeopHbiMi BaKSMi 
AbinnaMaTbNHbix m« KOHcynbCKix aAHocin. 


10 



Deutscher Bundestag - 1 3. Wahlperiode 


Drucksache 13/2047 


Artikel 13 ApjbiKynlS 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsur- 1- Aaflsenbi Aaraeop nafl/ierae paTblct3iKa^bli; aÖMeH parw- 
kunden werden so bald wie möglich in Minsk ausgetauscht. <t>iKaitbiüHbiMi rpawaraMi öyAse ajKbiiwöyneHW 5r MarsbiMa 

KapoTKi TspMiH y MiHCKy. 

2. /taraeop ycrynii^b y ciny npaa a^siH Mecni4 nac/iH 

aöMCHy paTbiclDiKai^biMHbtMi rpaMaraMi. Eh öy^se /^3eMHiHai4b Ha 
npai^qry rofl. Kanl hi aflsin 3 flaraeopHbix GaKoy ne 

naee/^aMii^b y nicbMOBaM c|3opMe a6 A^naHcai^bii A^^^nara 
Aaraeopa aa ABanaAAaAb Mecni^ay ab CKaHH3HHR TapMiny nro 
Ase^HH», ababbhn Aaraeop npaAHreaeAMa na HeaöMe^KaBanbi 
TspMiH. Ha CKaHH3HHi A3ecBi4i roA A^ß^HHe f^apßenara 
Aaraeopa Mox<a 6ui4b cnbinena y ntoöbi nac npN BNKaHaHHi 
TapMiHy A3HaHcai4bil y ABaHaAAaAb Mecei^ay. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkrafttre- 3. Y aAHOCinax Aa ineecTbiAbiM, ajKbiAAeynenwx Aa MOManry 
tens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die Arti- cnbiHennq a3b^hhsi AaAsewara Aaraeopa, nanaxcsHHl apxbiKy- 
kel 1 bis 12 noch für weitere zwanzig Jahre vom Tag des Außer- nay 1-12 öyAyitb sacraeaLtAa y eine na npai^ry Aanetiüibix 
krafttretens des Vertrags an. ABaAAai^l roA 3 a«« cnbineHH« Aaennnn ABAaenara Aaraeopa. 


Geschehen zu Bonn am 2. April 1993 in zwei Urschriften, jede YnbiHena y Gone 2 KpacaeiKa 1993 r., y AByx ayrsHTbiHHbix 
in deutscher und belarussischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 3K3eMnnHpax, KO>KHbi na HnMeüKaii i öenapycKaü Moeax, 
gleichermaßen verbindlich ist. npwHbiM aöoAßa rsKCTbi MaKDAb aAHonbKaeyio ciny. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeAspaTbij^yio PacnyöniKy PepMaHin 
Kastrup 
Rexrodt 

Für die Republik Belarus 
3a PscnyöniKy Genapycb 
Mjasnikowitsch 


(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zeit sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien den Vertrag mit 
einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. Nach 
Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer Frist 
von zwölf Monaten gekündigt werden. 
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Protokoll 

nparaKOJi 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundesre* 
publik Deutschland und der Republik Belarus über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen haben die 
Unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem folgende Bestim- 
mungen vereinbart, die als Bestandteile des Vertrags gelten; 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei ausgestellten natio- 
nalen Reisepaß besitzt. 

(2) Zu Artikel 2 

a) Eine Kapitalanlage Ist dann entsprechend den Rechtsvor- 
schriften der Republik Belarus vorgenommen, wenn sie ord- 
nungsgemäß registriert ist. 

b) Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völker- 
recht der jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souverä- 
nen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 


(3) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ Im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist insbe- 
sondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Ver- 
wendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage 
anzusehen. Als eine „weniger günstige“ Behandlung im Sinne 
des Artikels 3 ist insbesondere anzusehen: die Einschränkung 
des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brennstof- 
fen sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller Art. die Behin- 
derung des Absatzes von Erzeugnissen im In- und Ausland 
sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. Maß- 
nahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu treffen sind, 
gelten nicht als „weniger günstige“ Behandlung im Sinne des 
Artikels 3. 


b) Die Bestimmungen des Artikel 3 verpflichten eine Vertragspar- 
tei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiungen und Er- 
mäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den In 
Ihrem Hoheitsgebiet ansässigen natürlichen Personen und 
Unternehmen gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei ansässige natürliche Personen und Gesell- 
schaften auszudehnen. 

c) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaatli- 
chen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einreisen wollen, wohlwollend 
prüfen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrags- 


Dpbi naflnIcaHHi flaraaopa naMi?K cPeflapaTbiyHaM Pscnyöni- 

Kaii repwaHin i PacnyöniKaM Benapycb aö caflseMHlHaHHi 

a^KbiL^Mny/ieHHK) i ysaeMHaüi axoee iHaecTb^biM ynayHa- 

Ba>KaHbin, ujto na/^nica/iicn Hi>K 3 M, raKcaMa AaMoainicn aö 

HacrynHbix nanaxoHHnx. «Kin s’nynnioi^i^a cacrayHOM HacTKaft 

Aaraaopa. 

1. fla apTbiKyna 1 

а) flaxoflbi afl iHaecTbii^biM i, y BbinaflKy ix nayropHara 
yKJia/^aHHB, A^o^bi a^ ix, KapbicraiOL^Aa axoaaM y poynaii 
cryneHi 3 iHsecTbiAbinMi. 

б) Bea yiUHaw/ieHHa /yin iHLUbix npai^sflyp Bbi 3 HaH 3 HHn rpa- 
MaASBHCTBa, rpaMaA3nHiHaM aAHaro Ä^^aBopHara BoKy, y 
npwBaTHacAi, jiiHbiL^Aa nioöan acoöa, «Kan Mae 
Hai^bWHa/TbHbi namnapT, BbiAaflaeHbi KaMneraHTHbiMi 
opraHaMi aflnaeeAHara flarasopHara BoKy. 

2. fla apTbiKyna 2 

а) iHBecTbiL^bin ninbiAL^a a>Kbii 4 Aey/ieHaii y aAnaeeAHacAl 3 
aaKaHaAaycTBaM PacnyönlKl Benapycb y twm BbinaAKy, 
Ka/Ti BHa Ha/Te>KHbiM MbiHaM aaparicTpaeaHa. 

б) flaAseHbi flarasop ABB^HiHae TaKcaMa Ha TapbiTopbii 
BbiK/iioHHaH 3KaHaMiHHaH aoHbi i Ha KaHTbineHTa/ibHbiM 
uj3Jib4)e, HaKo/ibKi Mix<HapoAHae npaaa ABBBanne 
aAnaBBAHaMy flaraaopHaMy BoKy BbiKanaHHe cyaepannbix 
npaaoy i^i naynaMOATBay . y aAHocinax ab raibix 
T3pblTOpbiH. 

3. fla apTbiKyna 3 

a) y BKacAi ”j[\3eiAHaci\V' y c3Hce nyHKxa 2 aprwKyna 3 
AeAsenara flaraaopa narpaöHa pa3rn«Aa>4b, y npbiBaTHaCAl, 
ane ne BbiKniOMHa, KipaBanne i pacnapaA>K3HHe 
iHaecTbiAbiBMi, a TaKcaMa ix npbiMnneHHe i BbiKapbiCTanne. 
y BKacAi “mbhlu cnpbinnbnara“ p3>KbiMy 9 c3Hce apTbiKyna 3 
AeAsenara flaraaopa naTpaöHa, y npbiaaTHacAi, 
paarnnAai^b: aöMe^KaBaaaHHe ^ HaöbiL^i^i cbipaBiHbi i 
AanaMo?KHbix MaTapwanay, aneprli i naniaa, a TaKcaMa ycix 
cpoAKay BbiTBopnacAi i aöapoTHbix cpoAKay, nepaiUKOAbi 
aöbiTy npaAyKAbii ^Hyrpbi KpaiHbi i 3a Mn)KOH, a TaKcaMa 
iHLUbm Mepbi 3 aHanariHHbiMi BbiniKaMi. Mepbi, BKin npbi- 
MaiOAAa y inTapacax rpaMaACKan öncneKi i rpaMaACKara 
napaAKy. axoBbi aAapoyn napoAa i\\ Mapani, ne ninai^Aa 
"MeHLu cnpbmnbHbiM" p3x<biMaM y c3Hce apTbiKyna 3 
AaAsenara flaraaopa. 

6) nana>K3HHi apTbiKyna 3 ABABenara flaraaopa ne aöa- 
BBOBaiOL^b flaraBopHbi Bok pacnaycK)A>KBaL 4 b naAeTKaabin 
nbroTbi, Bbi3BaneHHi i ckIakI, BKin npaAacTaynnioL^a 9 
aAnaseAHacAi 3 naASTKaabiM aaKanaAaycTaaM TonbKi 
ct}i3iHHbiM acoöaM i npaAnpbieMCTBaM 3 MecAaM >KbixapcTBa 
Ai 3HaxqA>KaHHn na nro TapbiTopbii, Ha ct)i3iHHbin acoöbi aöo 
TaBapwcTBbi 3 MecAaM >KbixapcTBa aöo 3HaxoA>KaHHn Ha 
T3pbiTopbii iHUjara flaraBopnara BoKy. 

b) y paMKax HaAbinnanbHara oaKanaAaycTBa flarasopHbin BaKi 
öyAyAb AOöpaabiHniaa paarnnABAB sanyKi na ye3A i ana- 
xoA>KaHHe acoö aAHaro flaraBopnara BoKy, «Kin aölpaiOAAB 
npbiexaAb na TopbiTopbiio iHLuara flaraBopnara BoKy y 
cyanai 3 iHBecTbiAbWMi; ABA^eHae nanax<3HHe 
pacnaycK)A>KBaeAAB TaKcaMa na npaAoynbix aAHaro 
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Partei, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einreisen und sich 
dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 

(4) Zu Artikel 4 

Der Investor hat Anspruch auf Entschädigung auch bei einer 
durch die andere Vertragspartei vorgenommenen Beeinträchti- 
gung der wirtschaftlichen Tätigkeit des Unternehmens, an dem er 
belteiligt ist. wenn dadurch seine Kapitalanlage erheblich beein- 
trächtigt ist. Bei Meinungsverschiedenheiten hierüber zwischen 
dem Investor und der anderen Vertragspartei gelten die Bestim- 
mungen des Artikels 1 1 entsprechend. 

(5) Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerwei- 
se zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die 
Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden Antrags 
und darf unter keinen Umständen zwei Monate überschreiten. 


(6) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertragspartei 
die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei weder aus- 
schalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmigun- 
gen zur Durchführung der Transporte erteilen. 

(7) Mit dem Tage des Inkrafttretens des Vertrags zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Belarus über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen tritt 
der Vertrag vom 13. Juni 1989 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalan- 
lagen im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Belarus außer Kraft. 


Geschehen zu Bonn am 2. April 1993 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und belarussischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


AaraeopHara EoKy, RKin y cyenai 3 meecTbiL^brnMi 
aöipaioüüa npbiexaL4b na TapbiTopbiio iHiuara AaraeopHara 
EoKy i 3HaxoA3ii4Ma TaM 3 Msraii BbiKaHaHHn npai4oyHafi 
flseMHaci^i. floöpasbiHniBa öy^yi^b paarnnA^MMa laKcaMa 
aanyKi na BWAany A^aeonay Ha npai^y. 

4. fla apjbiKyna 4 

iHBecTap Mae npaea naTpaöaeaHHB KaMneHcai^wi laKcaMa i y 
BbinaAKax HaHnceHH» iHiubiM A^r'^BopHbiM EoKaM crpar rac- 
naAapnaM AaaHHacMi npaAnpbieMCTBa 3 nro AoneebiM yAPenaM, 
Kani TbiM caMbiM HauociAAa icTOTHan cipaia nro iHeecTWAbrnM. 
y BbinaAKy yaHiKHeHHn cnpanaK na rarbix naAcraeax naMi)K 
iHBecTapaM i iHUJbiM A^^^^opHbiM EoKaM 
aAnaeeAHa najia)K3HHi aprwKyna 11. 

5. fla apTbiKyna 7 

TpaHccfDep niHbiL4L4a BbiKaHaHbiM “HeaAK/iaAHa“ y C3Hce nyHKTa 
1 apTbiKyna 7 Aaflaeuara flaraeopa y twm BbinaAKy, Kani öh 
B biKOHBaeAAa y mbjkbx raro xapMiHy, BKi npbi uapManbHbix 
aöcTaBiHax narpaöyeMAa a/i^ BbiKaHaHHB ctDapManbHacqeH na 
nro a)Kbii 4 i 4 nyneHHio. TapMiH naHbiHaei 4 i 4 a 3 MOMaHTy naAanbi 
aAnaBBAHan 3anyKi i Hi y RKiM paae ne naBinen nepaBbiuiaüb 
Aea Mecni4bi. 

6. ripbi nepaBoae rpyaay i^i acoö y cyBnai 3 iHBecTbiAbinn ni 
aAaiH 3 flaraBopHbix EaKoy ne öyAae aaöapaHRAb Ai ne- 
paLiJKaA>Kai4b rpancnapTHbiM npaAnpbieMCTBaM inmara 
flaraBopnara EoKy a^KbiAMnynnüb TpancnapTHbin anepaübii i 
öyAse. Kani neaöxoAna. BbiAaaaAb Aaaaonbi na BbiKananHe 
raTbix nepaaoaaK. 

7. 3 ycTynneHHBM y ciny flaraaopa naMi)K OeAapaTbiynaM 
PacnyöniKan fepMaHin i PacnyöniKan Eenapycb aö caAaaHHi- 
HaHHi ajKbiAAflyneHHK) i yaaeMHaii axoae iHBecTbiAbiw flaraBop 
naMi)K OeAaparbiynaH PacnyöniKan FepManin i CaioaaM 
CaaeAKix CaAbinnicTbiHHbix PacnyöniK aö caAaeHHinaHHi 
axcbiAAnyneHHK) i yaaeMHan axoae KaniranayKnaAaHHny aA 13 
HapeeHn 1989 roAa y aAHOcinax naMi)K OeAapaTbiynan 
PacnyöniKan FepMaHin i PacnyöniKan Eenapycb cTpasBae 
ciny. 


ynbiHena y Eone 2 KpacaBiKa 1993 r., y A^yx ayraHTbiHHbix 
aKaeMnnnpax, KO)KHbi na HRMeAKaH i öenapycKan Moeax. 
npbiHbiM aöoABa TaKCTbi MaiOAb aAHonbKaayio ciny. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a 0eA3paTbiyHyio PacnyöniKy repManin 
Kastrup 
Rexrodt 

Für die Republik Belarus 
3a PacnyöniKy Eenapycb 
Mjasnikowitsch 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Der deutsch-belarussische Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag dient dem Ziel, die beiderseitige wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit zu verstärken, indem er günstige 
Bedingungen für Kapitalanlagen schafft. 

Die Förderung und der Schutz gegenseitiger Kapitalanla- 
gen sind nach Auffassung beider Seiten zudem geeignet, 
die Wirtschaftsreform in Belarus zu unterstützen. Durch 
entsprechende gesetzliche Bestimmungen hat Belarus die 
Grundlage für ausländische Kapitalanlagen geschaffen. 
Der völkerrechtliche Vertrag gewährt den Kapitalanlagen 
darüber hinausgehend einen umfassenden und dauerhaf- 
ten Rechtsschutz. Dadurch können deutsche Investitionen 
in Belarus zusätzlich stimuliert werden. 

Der Vertrag ist ferner eine wichtige Voraussetzung für die 
Übernahme von Bundesgarantien gegen politische Risi- 
ken. Nach den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes 
kann der Bund derartige Garantien grundsätzlich nur dann 
übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land ein In- 
vestitionsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Der deutsch-belarussische Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag entspricht im wesentlichen dem deutschen 
Mustervertrag, der auch Grundlage der entsprechenden 
Verträge mit anderen osteuropäischen Staaten (Bulgarien, 
Rumänien, Ungarn, Polen, ehemalige CSFR) und anderen 
Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion (Usbeki- 
stan, Ukraine) war. 

II. Zu den Vertragsbestimmungen 

Der Vertrag enthält 13 Artikel; ihm ist ein Protokoll beige- 
fügt. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlage“, „Erträge“, „Investor“ und „freier Transfer“. Ein- 
bezogen werden alle Arten von Vermögenswerten, die von 
Investoren aus dem anderen Vertragsstaat angelegt wer- 
den, sowie die Erträge hieraus. In den Anwendungsbe- 
reich des Vertrags fallen neben deutschen und belarussi- 
schen Staatsangehörigen alle juristischen Personen sowie 
Handelsgesellschaften oder sonstige Gesellschaften, Ver- 
einigungen oder Organisationen, die ihren Sitz in Deutsch- 
land oder in Belarus haben. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungsklausel 
und das Prinzip einer gerechten und billigen Behandlung. 
Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Seite nicht zu diskriminieren. Gemäß 
Absatz 3 genießen Kapitalanlagen, die in Übereinstim- 
mung mit den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei vor- 
genommen worden sind, den vollen Schutz des Vertrags. 
Nach der Protokollnummer 2 Buchstabe a ist dies für 
Belarus der Fall, wenn die Kapitalanlage ordnungsgemäß 
registriert wurde. 


Gemäß Protokollnummer 1 Buchstabe a genießen Erträge 
den gleichen Schutz wie die Kapitalanlage. 

Zu Artikel 3 

In diesem Artikel ist der Grundsatz der Inländerbehand- 
lung und der Meistbegünstigung niedergelegt. In der Pro- 
tokollnummer 3 Buchstabe a werden einige Beispiele einer 
nach dem Vertrag unzulässigen Schlechterbehandlung 
aufgeführt. Protokollnummer 3 Buchstabe b stellt klar, daß 
die Gewährung bestimmter steuerlicher Vergünstigungen 
an Gebietsansässige nicht im Widerspruch zum Gebot 
der Inländerbehandlung steht. Protokollnummer 3 Buch- 
stabe c enthält eine Wohlwollensklausel hinsichtlich Ein- 
reise, Aufenthalt und Arbeitserlaubnis im Zusammenhang 
mit einer Kapitalanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung gewährleistet den Enteignungsschutz so- 
wie Entschädigung und ein ordentliches Rechtsverfahren 
bei Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder Ver- 
staatlichung ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen 
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Der Investor 
hat Anspruch auf unverzügliche Zahlung der Entschädi- 
gung und bei Zahlungsverzug Anspruch auf bankübliche 
Verzinsung. Die Entschädigungspflicht erstreckt sich nicht 
nur auf unmittelbare Eingriffe in die Kapitalanlage als sol- 
che, sondern gemäß Protokollnummer 4 auch auf staat- 
liche Eingriffe in die wirtschaftliche Tätigkeit des Unter- 
nehmens, an dem der Investor beteiligt ist, wenn dadurch 
seine wirtschaftliche Substanz erheblich beeinträchtigt 
wird. Bei Verlusten an Kapitalanlagen Infolge Krieg, 
Staatsnotstand oder sonstiger Ausnahmesituationen wird 
Inländerbehandlung und Meistbegünstigung im Falle einer 
Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien 
Transfers von Kapital, Erträgen, Darlehenszahlungen so- 
wie Liquidationserlösen. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland im 
Falle einer Entschädigungszahlung an den deutschen In- 
vestor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangen Rechte und Ansprüche 
des Investors im eigenen Namen gegenüber dem Ver- 
tragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Der Transfer nach Artikel 4, 5 oder 6 ist unverzüglich zu 
dem jeweils gültigen Wechselkurs durchzuführen. Nach 
Protokollnummer 5 darf dabei eine Frist von zwei Monaten 
nicht überschritten werden. Nach Absatz 3 darf der Wech- 
selkurs nicht wesentlich von dem Kreuzkurs abweichen. 
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der sich aus der Umrechnung der jeweiligen Währung 
in Sonderziehungsrechte des Internationalen Währungs- 
fonds ergibt. 

Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerechtli- 
chen Verpflichtung, gehen diesem Vertrag vor (sog. Bes- 
serstellungsklausel). Zugleich sichern die Vertragsparteien 
zu, daß sie dem Investor gegenüber übernommene Ver- 
pflichtungen elnhalten werden. 

Zu Artikel 9 

Der Vertrag gilt auch für Altinvestitionen, die vor Inkrafttre- 
ten dieses Vertrags in Übereinstimmung mit den Rechts- 
vorschriften der betreffenden Vertragspartei vorgenom- 
men worden sind. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar- 
teien über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichtsbar- 
keit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem Inve- 
stor und dem jeweiligen Gaststaat vor. 


Zu Artikel 12 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen Beziehungen bestehen sollten. 

Zu Artikel 13 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für zehn 
Jahre und wird sodann - mit zwölfmonatiger Kündigungs- 
frist - auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle einer 
Kündigung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des Ver- 
trags vorgenommenen Kapitalanlagen noch weitere zwan- 
zig Jahre lang geschützt. 


Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Neben den bereits erwähnten Erläuterungen enthält 
das Protokoll in Nummer 6 ein Diskriminierungsverbot bei 
Beförderungen von Gütern und Personen im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage. 

Nach Protokollnummer 7 tritt mit dem Tage des Inkrafttre- 
tens dieses Vertrags der Vertrag vom 13. Juni 1989 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen im Verhält- 
nis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Belarus außer Kraft. 


15 



Druck: Bundesdruckerei GmbH, Zweigniederlassung Bonn 527339 7.95 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgeselischaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



